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Albanien

Tirana war in den letzten Jahren bewußt geworden, daß der Weg nach Europa über
Athen führen müsse. Der Besuch des griechischen Staatspräsidenten Kostis Ste-
phanopoulos in Albanien am 21. und 22. März 1996 zur Unterzeichnung eines
Freundschaftsvertrages stellte daher den wichtigsten Schritt auf Tiranas Annähe-
rungsweg dar. Auf seiner Rundreise zu Gesprächen mit den Vertretern aus den
Reformstaaten Mittel- und Südosteuropas traf NATO-Generalsekretär Javier Solana
am 1. Mai 1996 in Tirana mit dem albanischen Präsidenten Sali Berisha zusam-
men. Hierbei erörterte er die Pläne der albanischen Regierung, albanische Soldaten
zur Verstärkung des deutschen IFOR-Kontingentes nach Kroatien zu entsenden.
Präsident Berisha bot dabei der NATO auch an, die Flughäfen des Landes zu nut-
zen. Auf einer Pressekonferenz am 2. Mai deutete Solana die Möglichkeit an, daß
Albanien bald ernsthafte Verhandlungen über einen NATO-Beitritt beginnen könne
- immerhin hatte Albanien als erstes osteuropäisches Land die Initiative „Partner-
schaft für den Frieden" unterzeichnet.

Kritisch waren die Worte der Vorsitzenden der Parlamentarischen Versammlung
des Europarates, Leni Fischer, bei ihrem Besuch in Tirana Anfang April 1996. Sie
mahnte die Erfüllung der im Sommer 1995 bei der Aufnahme in den Europarat
eingegangenen Verpflichtungen, insbesondere die Unabhängigkeit der Gerichte
und die Abschaffung der Todesstrafe, ein. Die Menschenrechtskonvention ratifi-
zierte das albanische Parlament schließlich am 2. Oktober 1996.

Ende Mai 1996 fanden unter Beobachtung der OSZE Parlamentswahlen statt,
deren Ablauf von den internationalen Beobachtern stark kritisiert wurde, ohne daß
Berisha Bereitschaft zeigte, auf die wohl berechtigten Forderungen nach einem
neuen Wahlgang einzugehen.1 Neben der sich seither zuspitzenden innenpoliti-
schen Polarisierung verursachte dieses Verhalten auch eine deutliche Image-Ver-
schlechterung im Ausland, obwohl die neue Regierung Meksi beispielsweise im
August wieder griechisch-sprachige Schulklassen zuließ und auch einer möglichen
Vereinigung mit dem jugoslawischen Kosovo eine klare Absage erteilte.

Ende August 1996 war in der Sozialistischen Partei eine wichtige Weichenstel-
lung erfolgt. Der zu dieser Zeit noch inhaftierte Vorsitzende Fatos Nano wurde
wiedergewählt, die Sozialistische Partei beschloß zugleich, sich in eine sozialde-
mokratische Partei europäischen Zuschnittes umzugestalten, wobei der Wille betont
wurde, marktwirtschaftliche Reformen zu unterstützen und sich kompromißlos für
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eine Integration Albaniens in die europäischen Strukturen und in die NATO einzu-
setzen. Eine bessere Zusammenarbeit auf parlamentarischer Ebene zwischen den
in Albanien vertretenen Parteien ergab sich trotzdem nicht. Die Polarisierung wurde
vielmehr durch den zum Jahreswechsel sich bereits abzeichnenden Skandal der
Pyramiden-Spargesellschaften noch verstärkt, als sich herausstellte, daß vor allem
Funktionäre der regierenden Demokratischen Partei enge Verbindungen (Wahl-
kampfhilfe) mit den Skandalgesellschaften aufwiesen. Die Rückforderungsdemon-
strationen der Bevölkerung vor den Geschäftszentralen der Spargesellschaften
eskalierten, die aufgebrachten Bürger wurden von der Opposition zu Kundgebun-
gen gegen die Regierung aufgemuntert und es kam zu Straßenschlachten, in deren
Verlauf erhebliche Zerstörungen angerichtet wurden. Zwar versprach die Regie-
rung, sie werde alles unternehmen, den betrogenen Bürgern ihre Einlagen zurück-
zuzahlen, doch mittlerweile hatten sich die sieben wichtigsten Oppositionsparteien
zu einer Vereinigung, dem „Forum für Demokratie" gefunden, das eine unabhän-
gige Untersuchung des Zusammenbruches der Anlagegesellschaften sowie den
Rücktritt der Regierung forderte. Das Land erfuhr eine politische Nord-Süd-Tei-
lung, wobei der Süden völlig außer Kontrolle der Regierung geriet. Präsident
Berisha räumte Fehler seiner Partei ein, Ministerpräsident Meksi wandte sich um
Hilfe an die Europäische Union und die Weltbank. Nach dem Rücktritt der Regie-
rung Meksi einigten sich der am 27. Februar 1997 vom Parlament wiedergewählte
Präsident Berisha und die Übergangsregierung unter dem Sozialisten Fino - unter
Billigung durch die im Süden die Herrschaft ausübenden lokalen Wohlfahrtskomi-
tees - auf einen Appell an die EU um die Entsendung von Schutztruppen zur Siche-
rung von Hilfsgütertransporten für die notleidende Bevölkerung. Rund 6.000 Mann
aus acht EU und EU-assoziierten Staaten unter italienischer Führung begannen am
15. April 1997 mit der „Operation Alba", nachdem der UN-Sicherheitsrat auf Ersu-
chen der EU das Mandat erteilt hatte. Unter Beobachtung der OSZE fanden am 29.
Juni und 6. Juli 1997 Neuwahlen statt, die einen erdrutschartigen Sieg für die Sozia-
listische Partei sowie eine Loalitionsregierung unter dem neuen Ministerpräsiden-
ten Fatos Namo und einen neuen Staatspräsidenten Mejdani brachten.

Bulgarien

Zum 1. Januar 1996 trat zwischen den EU-assoziierten Ländern Bulgarien, der
Tschechischen und der Slowakischen Republik eine Freihandelszone in Kraft, die
Bulgarien als eine Vorleistung für die spätere Vollmitgliedschaft in der EU betrach-
tete. Auch mit Rumänien und Slowenien soll eine derartige Handelsliberalisierung
demnächst erfolgen.

Bereits zu dieser Zeit war jedoch die Krise bei der Getreide- und Mehlversor-
gung so dringend geworden, daß ein immer stärkerer Vertrauensrückgang gegen-
über der Regierung Videnov in der Bevölkerung spürbar wurde. Als am 2. und 3.
Mai 1996 NATO-Generalsekretär Solana nach Sofia kam, hatte Bulgarien noch
keinen Antrag auf NATO-Mitgliedschaft gestellt. Die Akzente der sozialistischen
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Regierungspolitik lagen lediglich auf dem intensiven Dialog mit der NATO, auf
aktiver Teilnahme am Programm „Partnerschaft für den Frieden" und am Aufbau
einer neuen europäischen Sicherheitsarchitektur mit gestärkter OSZE, die keine
neuen Trennungslinien schafft.2 Offensichtlich war die Regierung Videnov mit
Rücksicht auf Rußland vor einer eindeutigen Stellungnahme für eine NATO-Mit-
gliedschaft zurückgeschreckt.

Die zweite Hälfte des Jahres war zum einen von der Zuspitzung der Wirt-
schaftskrise, zum anderen von den Vorbereitungen zur Präsidentschaftswahl im
Oktober gekennzeichnet. Auch ein am 20. Juli vereinbarter Beistandskredit des
IWF in Höhe von 400 Mio. Sonderziehungsrechten konnte die rapide Verschlech-
terung der Wirtschaftslage in Bulgarien nicht mehr aufhalten. Nach dem Sieg Petär
Stojanovs, des Kandidaten der Opposition, im zweiten Durchgang bei den Präsi-
dentschaftswahlen am 3. November 1996 erfolgte der Rücktritt des zum Reform-
flügel der Sozialistischen Partei zählenden Außenministers Pirinski. Am 21.
Dezember 1996 trat schließlich Premierminister Videnov von seinem Amt zurück.
Zwischen Regierung und Opposition fand daraufhin ein Tauziehen um mögliche
Neuwahlen statt, nachdem die Sozialistische Partei mit Nikolaj Dobrev nochmals
eine Regierungsbildung versuchte. Der neugewählte Staatspräsident Stojanov setzte
sich schließlich doch mit der Forderung nach einer Übergangsregierung und der
Ansetzung von Neuwahlen für den 19. April 1997 durch.

Die Interimsregierung unter dem bisherigen Oberbürgermeister der Stadt Sofia,
Sofianski, stellte in der kurzen ihr zur Verfügung stehenden Zeit nicht nur die
außenpolitischen Weichen wieder klar auf europäischen Integrationskurs, ein-
schließlich der NATO-Vollmitgliedschaft, sondern erreichte auch ein Abbremsen
des raschen Wirtschaftsverfalls. Auch die lange ungelöste Frage einer zweiten
Brücke über die Donau nach Rumänien konnte endlich zu einer Klärung gebracht
werden. Der klare Sieg der bisherigen Oppositionsparteien (Vereinigte Demokrati-
sche Kräfte) bei den Wahlen im April 1997 stellt sowohl ein Einverständnis der
Bevölkerung mit den angekündigten harten Wirtschaftsmaßnahmen als auch die
Zustimmung für die bedingungslose Westintegration dar. Damit wurden auch
Bedenken ausgeräumt, die in der jüngsten Zeit im Zusammenhang mit einem neuen
Gasvertrag zwischen Bulgarien und Rußland und der Lieferung von 16 Kampf-
flugzeugen russischer Produktion entstanden waren. Das neue Parlament stimmte
Mitte Mai 1997 über die wichtigsten außenpolitischen Strategien ab: Für die Ver-
einbarungen mit dem IWF, die ein strenges Finanzregime vorsehen, stimmten 182
der 240 Abgeordneten, für den EU-Beitritt 231, für den NATO-Beitritt hingegen
nur 175, weil die Sozialisten sich dagegen aussprachen.3 Am 21. Mai 1997 stellte
der neue Ministerpräsident Ivan Kostov (SDS) sein neues Kabinett vor.

Rumänien

Als NATO-Generalsekretär Solana am 3. März 1996 Bukarest besuchte, traf er nur
noch auf eine Restkoalition. Zu diesem Zeitpunkt wurde ihm noch erklärt, daß die
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„Partnerschaft für den Frieden" als Ersatz für eine volle Integration in die NATO
angesehen werde. Nur einen Monat später, am 2. April 1996, brachte jedoch Rumä-
nien als viertes ehemaliges Ostblockland - nach Lettland, der Tschechischen und
der Slowakischen Republik - die Antragsdokumente für eine NATO-Mitgliedschaft
in Brüssel ein. Da ein Land nur dann Mitglied werden kann, wenn keine ernsthaf-
ten Probleme mit seinen Nachbarn bestehen, ist mit der Unterzeichnung des Grund-
lagenvertrages zwischen Rumänien und Ungarn am 16. September 1996 eine wich-
tige Voraussetzung für eine NATO-Mitgliedschaft geschaffen worden.

Reformstagnation und zunehmende Wirtschaftsprobleme hatten nicht nur dazu
geführt, daß der IWF bereits seit zwei Jahren wegen unzureichend erfüllter Bedin-
gungen keinen Stand-By-Credit mehr gewährt hatte, sondern prägten auch den
Wahlkampf für die Parlaments- und Präsidentschaftswahlen im November. Der seit
59 Jahren erste volldemokratische Machtwechsel brachte die Ablösung von Iliescu
als Präsident, sein Nachfolger wurde Emil Constantinescu. Die Demokratische
Konvention, die Sozialdemokratische Union und der Ungarnverband schlössen
einen Koalitionsvertrag, Victor Ciorbea übernahm das Amt des Ministerpräsiden-
ten. Die neue Regierung und Präsident Constantinescu stellten von Anfang an klar,
daß absolute Priorität nunmehr die Vollmitgliedschaft in der NATO und die EU-
Mitgliedschaft haben müßten. Nach der Ratifizierung des Grundlagenvertrages mit
Ungarn war nur noch das schon lange anhängige Nachbarschaftsproblem mit der
Ukraine geblieben, mit der ebenfalls ein Grundlagenvertrag ausgehandelt werden
mußte. Der für Anfang Juli 1997 vorgesehene NATO-Sondergipfel, auf dem die
ersten Beitrittskandidaten benannt werden sollten, beschleunigte zumindest auf
rumänischer Seite die Verhandlungen, so daß am 3. Mai 1997 tatsächlich die Para-
phierung erfolgen konnte. Am 1. Juli 1997 schließlich wurde Rumänien sechster
Mitgliedstaat der CEFTA, der regionalen Integration, die als Vorbereitung für den
angestrebten EU-Beitritt angesehen wird.

Bosnien-Herzegowina

Die Schwierigkeit des internationalen IFOR-Einsatzes in Bosnien-Herzegowina
bei der Durchsetzung des zivilen Teiles des Dayton-Abkommens zeigte sich in
vielfältiger Hinsicht: IFOR-Soldaten wurden Opfer von Splittergranaten und
Minen, der Dienstwagen des EU-Verwalters von Mostar, Koschnick, wurde von
wütenden Kroaten attackiert. Am 26. Februar 1996 erklärte Koschnick seinen
Rücktritt. Am 20. März trat schließlich die Vereinbarung über die Grenzen der
Kroatisch-Muslimischen Föderation und der Serbischen Republik in Bosnien-Her-
zegowina in Kraft, die faktische Trennung des Landes in zwei „Entitäten" war drei
Monate nach Unterzeichnung des Abkommens von Dayton vollzogen.

Erstmalig in der 47jährigen Geschichte des Bündnisses setzte die NATO Boden-
truppen im Rahmen einer sogenannten „out-of-area"-Operation ein. Zum ersten
Mal in der Geschichte des Atlantischen Bündnisses haben sich auch andere Staa-
ten, darunter auch nicht-europäische, mit der NATO zusammengeschlossen, um
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einen Krieg zu beenden, anstatt sich auf entgegengesetzten Seiten an ihm zu betei-
ligen. Am 12. April wurde die Geberkonferenz in Brüssel eröffnet, die serbische
Seite erklärte sich jedoch nicht imstande, daran teilzunehmen. Delegationen aus 55
Ländern und Vertreter von 29 internationalen Organisationen einigten sich auf eine
Hilfe von 1,23 Mrd. Dollar für das Jahr 1996.

Ein wichtiger Punkt bei der Durchsetzung des zivilen Teiles des Dayton-Abkom-
mens war die Durchführung allgemeiner Wahlen im gesamten Bosnien-Herzego-
wina. Auf der internationalen Friedenskonferenz in Florenz am 13. und 14. Juni
1996 wurde der Wahltermin auf den 14. September 1996 festgelegt. Sowohl bei
den Regionalwahlen in Mostar am 30. Juni als auch bei den Parlamentswahlen am
14. September 1996 ergaben sich wie erwartet Siege der nationalistischen, eth-
nisch ausgerichteten Parteien. Die gesamtstaatlichen Kommunalwahlen wurden
unter anderem wegen Verletzung der Wahlordnung der Serbischen Republik ver-
schoben. Am 22. Oktober 1996 konnte endlich das neugewählte Staatspräsidium
mit seinen drei Mitgliedern zusammentreten, weil auch der serbische Vertreter,
Momcilo Krajisnik, seine Bereitschaft zur Unterzeichnung des Amtseides erklärt
hatte. Nachdem auf der internationalen Bosnien-Konferenz am 14. November in
Paris der französische Zweijahresplan für die Konsolidierung Bosnien-Herzego-
winas gutgeheißen wurde, unterzeichneten am 20. November in Bonn die Bundes-
republik Deutschland und Bosnien-Herzegowina ein Abkommen über die Rück-
kehr bosnischer Kriegsflüchtlinge in ihre Heimat. Einen Tag später wurde das
OSZE-Mandat für die Unterstützung und Abhaltung der Wahlen in Bosnien-Herze-
gowina bis Ende 1997 verlängert. Am 13. Dezember billigte der Bundestag mit
großer Mehrheit den erweiterten Bosnien-Einsatz von Einheiten der Bundeswehr,
die mit 3.000 Mann die Friedenstruppe SFOR unterstützen soll.

Gemäß dem Friedensabkommen von Dayton, dessen Zustandekommen am Streit
über die Zugehörigkeit des Posavina-Korridors im Norden Bosniens zu scheitern
gedroht hatte, sollte ein internationales Schiedsgericht über den Status der Stadt
Brcko entscheiden. Am 14. Februar 1997 verfügte dieses nunmehr eine weitere
internationale Aufsicht über die Stadt für ein Jahr, wodurch de facto die vorläufige
serbische Verwaltung festgeschrieben wird. Die mehrfach verschobenen Kommu-
nalwahlen wurden nunmehr auf den 13. und 14. September 1997 festgelegt.

Die Anstrengungen der internationalen Gemeinschaft, eine einheitliche, bürger-
liche, demokratische Gesellschaft in Bosnien-Herzegowina zu schaffen, treffen auf
immense interne politische Probleme: Die serbische Seite zeigt verschiedene Frak-
tionen, die um Macht und Monopolprofite kämpfen; im kroatisch bewohnten Teil
(Herzegowina) ist ein Großteil der Bevölkerung an der Verwirklichung der Musli-
misch-Kroatischen Föderation und an einem Zusammenleben mit den Serben in
Bosnien-Herzegowina wenig interessiert - ein Zusammengehen mit dem kroati-
schen Nachbarstaat wird von der Mehrheit vorgezogen. Aber auch unter den Mus-
limen/Bosniaken gibt es zumindest zwei Fraktionen - eine, die einen rein muslimi-
schen Kleinstaat favorisiert, und eine zweite, die eine Zukunft nur in einer großen,
gesamtbosnischen multi-ethnischen Gemeinschaft erkennt. Trotzdem konnten in
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jüngster Zeit einige Fortschritte - zumindest auf dem Papier - verzeichnet werden,
wie zum Beispiel die Bildung einer gesamtstaatlichen Zentralbank, deren erster
Gouverneur am 29. Oktober 1996 der Franzose Serge Robert wurde.4 Mitte April
1997 einigte sich das Bosnische Staatspräsidium unter amerikanischer Vermittlung
sogar auf eine einheitliche Währung, die „Marka" heißen, konvertibel und im Ver-
hältnis 1:1 an die Deutsche Mark gebunden sein soll.5 Auf welche Art jedoch das
Problem der Rückführung der insgesamt 815.000 bosnischen Flüchtlinge, von
denen sich ziemlich genau die Hälfte im Ausland befindet, gelöst werden soll, weiß
im Moment noch niemand. Dies vor allem deshalb, weil mindestens die Hälfte der
Flüchtlinge nicht zurückkehren kann, da sich ihre Heimstätten in Gegenden befin-
den, die heute von einer anderen ethnischen Gruppe kontrolliert werden.

Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien und Montenegro)

Am 8. April 1996 erfolgte die gegenseitige Anerkennung der Bundesrepublik
Jugoslawien und Makedoniens, nachdem ein Monat zuvor bereits Außenminister
Milutinovic in Kroatien gewesen war. Nach dem Ausgleich Belgrads mit Makedo-
nien gab die EU die Empfehlung an ihre Mitgliedstaaten, die Bundesrepublik
Jugoslawien als eines der Nachfolgesubjekte des zerfallenen Vielvölkerstaates
anzuerkennen. Am 17. April beschloß Bonn dementsprechend die völkerrechtliche
Anerkennung der Bundesrepublik Jugoslawien. Nachdem sich am 23. August 1996
Kroatien und die Bundesrepublik Jugoslawien gegenseitig innerhalb der Vorkriegs-
grenzen anerkannt hatten, nahmen sie am 9. September vollständige diplomatische
Beziehungen auf. Am 1. Oktober erfolgte dann mit der Resolution 1074 der
Beschluß des Weltsicherheitsrates, alle Sanktionen gegen die Bundesrepublik
Jugoslawien sowie die bosnischen Serben aufzuheben. Erfolglos verlief hingegen
die erste Gesprächsrunde über Fragen der jugoslawischen Sukzession, das heißt
über die Aufteilung der Rechte und Pflichten des früheren Jugoslawien, wobei vor
allem die Definition des gemeinsamen Vermögens ein Hauptstreitpunkt war.

Während das Ergebnis der Parlamentswahlen vom 3. November 1996 mit dem
Sieg der Sozialisten zwar bezüglich der Höhe des Sieges der Milosevic-Partei eine
gewisse Überraschung ausgelöst hatte, ansonsten aber keine besonderen Reaktio-
nen erfolgt waren, führten die offensichtlichen Manipulationen bei den gleichzeitig
stattgefundenen Kommunal wählen, insbesondere beim zweiten Durchgang am 17.
November 1996, zu massiven Protesten gegen die Regierung und zu Rücktrittsfor-
derungen gegenüber Präsident Milosevic. Nachdem auch die OSZE-Untersu-
chungsdelegation den Sieg der Opposition bei den Kommunalwahlen in 13 Städten
und neun Belgrader Bezirken bestätigt hatte, kam es nach wochenlangen friedli-
chen Demonstrationen im Februar 1997 zu schweren Ausschreitungen und schließ-
lich doch zur Anerkennung des Wahlsieges der Opposition. Die Belgrader Wahl-
kommission mußte am 13. Februar 1997 den Sieg von Sajedno, dem oppositionel-
len Wahlbündnis bestätigen, am 21. Februar 1997 wurde Zoran Djindjic zum neuen
Bürgermeister der Hauptstadt ernannt. Dieser Ausgang hatte wohl auch den EU-
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Ministerrat bewogen, am 19. April 1997 die dem früheren Jugoslawien gewährten
Handelsprivilegien für das neue (Rest-) Jugoslawien wieder zu aktivieren. Intern
entwickelte sich in jüngster Zeit allerdings noch ein Konflikt: Montenegro, wo 6%
der gesamten (rest-)jugoslawischen Einwohnerschaft leben, zeigt zunehmend ein
politisches Eigenleben, wobei der Riß eher innerhalb Montenegros - zwischen
bedingungslosen Gefolgsleuten des (seit 15. Juli 1997 jugoslawischen) Präsidenten
Milosevic unter Führung des montenegrinischen Präsidenten Bulatinovic einerseits
und den nach mehr Unabhängigkeit von Belgrad strebenden Anhängern des mon-
tenegrinischen Ministerpräsidenten Djukanovic und des Parlamentspräsidenten
Marovic andererseits - zu finden ist. Montenegrinische Politiker haben unter ande-
rem auch die Forderung nach einer gesamtmontenegrinischen Freihandelszone
erhoben, wollen aber offensichtlich letztendlich eine möglichst völlige Loslösung
aus der serbischen, Montenegro international ausschließlich Nachteile einbringen-
den Umklammerung.

Kroatien

Kroatien mußte 1996 im westlichen Europa mit Imageproblemen kämpfen, die
sich zum einen aus der Kritik an innenpolitischen Verhaltensweisen der Regie-
rungspartei HDZ unter Führung von Franjo Tudjman (andauernder Streit um das
Amt des Bürgermeisters der Hauptstadt Zagreb) und zum anderen aus der offen-
sichtlichen Unterstützung der separationsorientierten extremistischen Kroaten in
Mostar und der Herzegowina durch Zagreb ergaben.

Nachdem am 30. April 1996 die Regierung die Auflösung des neugewählten
Stadtparlamentes verfügte - eine Maßnahme, die vom Verfassungsgericht am 10.
Mai für ungültig erklärt wurde - , verschob das Ministerkomitee des Europarates
wegen nicht ausreichend erfüllter Zusagen am 14. Mai die Aufnahme Kroatiens in
die Organisation, obwohl die Parlamentarische Versammlung dem Beitritt bereits
am 24. April zugestimmt hatte. Die Aufnahme erfolgte schließlich am 14. Oktober.
Am 5. November stimmte daraufhin die Regierung in Zagreb einer Verlängerung
des UNO-Mandates für die Verwaltung Ostslawoniens, der Baranja und Westsyr-
miens bis zum 15. Juli 1997 zu. Dies war notwendig, um die nunmehr für den 12.
April 1997 vorgesehenen Kommunalwahlen auch in diesen Gebieten (unter UN-
Aufsicht) konfliktfrei durchführen zu können. In diesem Zusammenhang muß auch
das Memorandum der kroatischen Regierung vom 11. Januar 1997 gesehen wer-
den, in welchem den Serben weiterreichende Rechte, unter anderem auch zwei
Sitze im kroatischen Parlament, angeboten wurden. Trotzdem blieb die internatio-
nale Gemeinschaft skeptisch, da Zagreb immer wieder nur nach entsprechendem
Druck von außen zu Zugeständnissen - wie beispielsweise einem neuen Medien-
gesetz - bereit zu sein scheint. Unmut hatte auch die wiederholte Forderung Zag-
rebs an die NATO erregt, Gebühren für das Überfliegen des Landes oder für die
Nutzung kroatischer Häfen durch IFOR-Truppen zu entrichten, obwohl beide Sei-
ten zuvor übereingekommen waren, daß die Friedenstruppen kroatische Einrich-
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tungen umsonst nutzen könnten.6 Am 12. Mai 1997 erfolgte seitens der Kontakt-
gruppe nochmals eine Aufforderung an Zagreb, seine Beziehungen zu Bosnien-
Herzegowina zu intensivieren.

(Ehemalige Jugoslawische Republik) Makedonien

Zwar ist die Namensfrage immer noch nicht endgültig geregelt, doch konnte das
Land im abgelaufenen Jahr nach Aufgabe der griechischen politischen und wirt-
schaftlichen Blockade (New Yorker Übereinkunft vom 13. September 1995) seine
außenpolitischen Beziehungen nach allen Seiten neu regeln. Am 8. April 1996
erkannten sich die Bundesrepublik Jugoslawien und Makedonien (international
weiterhin FYROM) gegenseitig an. Die Anerkennung Makedoniens durch Belgrad
war eine wichtige Forderung seitens der Europäischen Union vor der Wiederher-
stellung normaler diplomatischer Beziehungen zu (Rest)Jugoslawien gewesen,
andererseits stellte die Anerkennung der staatlichen Kontinuität und der internatio-
nalen juristischen Körperschaft der Bundesrepublik Jugoslawien einen Alleingang
Makedoniens dar, der von Kroatien, Slowenien und Bosnien-Herzegowina kriti-
siert wurde. Diese gehen weiter davon aus, daß es kein weiterbestehendes Jugosla-
wien gibt, sondern daß auch Serbien-Montenegro ein aus dem ehemaligen Jugosla-
wien entstandenes Neugebilde darstellt. Griechenland andererseits äußerte sein
Mißfallen an der Anerkennung Makedoniens und wertete es als unfreundlichen
Akt Belgrads gegenüber Athen.

Am 12. Juni 1996 unterzeichnete Außenminister Crvenkovski in Brüssel ein
Dokument über militärische Kooperation mit der NATO. Bei seinem Treffen mit
den Botschaftern der Mitgliedstaaten des Nordatlantischen Rates bekräftigte er,
daß dieses Kooperationsabkommen der erste Schritt Makedoniens zur NATO-Voll-
mitgliedschaft sei. Zur gleichen Zeit befand sich der amerikanische Verteidigungs-
minister Perry anläßlich der Einweihung eines militärischen Trainingszentrums in
Skopje, besprach die künftige Stationierung der UNPROFOR und hielt vor dem
Parlament eine vielbeachtete Rede. Rege war Skopje im Bereich der Verbesserung
der Außenwirtschaftsbeziehungen: mit Slowenien wurde am 3. Juli ein Freihan-
delsabkommen unterzeichnet, in Istanbul plädierte Präsident Gligorov am Ende
seines offiziellen Türkeibesuches für offene Grenzen auf dem Balkan und für die
Durchführung des Autobahnprojektes für den West-Ost-Korridor von Dürres in
Albanien über Makedonien und Bulgarien in die Türkei. Die makedonische Komer-
cijalnä Banka und die türkische Ziraat Bank protokollierten die Errichtung einer
Türkisch-Makedonischen Bank. Für die stärkere Einbindung Makedoniens in die
internationalen Wirtschaftsbeziehungen war schließlich das am 24. Oktober 1996
mit dem Londoner Club (der Gläubigerbanken) erzielte Übereinkommen von
grundsätzlicher Bedeutung. Makedoniens Schulden wurden nahezu halbiert, und
das Land akzeptierte die Übernahme von 4,99% der Schulden des vormaligen
(Gesamt-)Jugoslawiens. Slowenien (18%) und Kroatien (29,5%) hatten bereits
früher ihre (jugoslawischen) Schuldenanteile angenommen.
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Am 10. September 1996 unterzeichnete Bundespräsident Herzog anläßlich sei-
nes Staatsbesuches (als erstes Staatsoberhaupt der EU) in Ohrid ein deutsch-make-
donisches Abkommen zur Förderung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, neun
Tage später wurde in Skopje ein Abkommen über militärische Kooperation unter-
zeichnet, das deutsches Training von makedonischen Offizieren regelt. Skopje hatte
zuvor bereits mit sechs anderen NATO-Ländern ähnliche Abkommen geschlossen.

Slowenien

Beim Besuch des NATO-Generalsekretärs Solana in Ljubljana am 1. Mai 1996
betonte Ministerpräsident Drnovsek nochmals den dringenden Wunsch seines Lan-
des, eines der ersten Mitglieder der nach Osten erweiterten NATO zu werden. Einen
Monat später, am 10. Juni, unterzeichnete er in Luxemburg das Assoziierungsab-
kommen mit der EU und hinterlegte zugleich den Aufnahmeantrag Sloweniens auf
Vollmitgliedschaft. Während das Europäische Parlament dieses Abkommen bereits
am 24. Oktober ratifizierte, waren in Slowenien selbst die Vorbehalte vor allem
wegen der Vorkaufsrechtsklausel für EU-Bürger auf Land noch groß. Die Ratifi-
zierung im slowenischen Parlament erfolgte schließlich am 15. Juli 1997, nachdem
die Volksvertreter auch die Verfassungsänderung zum bisher verbotenen Erwerb
von Grundstücken durch Ausländer verabschiedet hatten. Was die NATO-Mitglied-
schaft betrifft, so wäre Slowenien zwar durchaus als ernsthafter Kandidat für die
erste Aufnahmerunde in Frage gekommen, doch beschränkte sich die NATO auf
ihrem Gipfel in Madrid auf die Benennung von drei Kandidaten für eine erste Auf-
nahmerunde: Polen, Tschechien und Ungarn. Slowenien hatte beim Ausscheiden
aus dem alten Jugoslawien nur die Einheiten der Territorialverteidigung geerbt und
mußte deshalb nach 1991 eine ganz neue Armee schaffen. Heute kann Slowenien
darauf hinweisen, daß nicht nur sein Pro-Kopf-Einkommen sondern auch sein
Anteil der Verteidigungsausgaben am Gesamthaushalt unter den NATO-Bewerbern
am höchsten ist. Zudem hatten die Länder Italien, Slowenien und Ungarn bereits
Anfang April 1997 den Beschluß gefaßt, eine gemeinsame Brigade aufzustellen.7

Ausblick

Die Außenpolitik der Länder Südosteuropas war zum Teil geprägt von den zur
Mitte des Jahres 1997 erwarteten Vorentscheidungen über NATO- und EU-Mit-
gliedschaft. Während Slowenien einen Teilerfolg insofern erzielen konnte, als es in
die erste Runde für die EU-Gespräche aufgenommen wurde, sind Bulgarien und
Rumänien, die beiden anderen ebenfalls EU-assoziierten Länder, vorerst sowohl
bei der NATO- als auch bei der EU-Mitgliedschaft in die zweite Reihe gestellt
worden. Gedämpfte Aussichten haben Kroatien und Makedonien, was eine stär-
kere Einbindung in euro-atlantische Strukturen anbetrifft: Kroatien ist aufgefor-
dert, grundlegende Demokratieregeln strikter zu beachten, Makedonien ist wegen
seiner geographischen Randlage und seiner wirtschaftlichen Rückständigkeit sowie
inneren ethnischen Konflikten in der entsprechenden Diskussion (ungerechter-
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weise) immer als zweitrangig beziehungsweise problematisch betrachtet worden.
Griechenlands langjährige Obstruktionspolitik zeigt hier noch ihre Nachwirkun-
gen. Albanien hat einen herben Rückschlag nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht
sondern auch und vor allem in seiner außenpolitischen Positionierung erlitten, Bos-
nien-Herzegowina und die Bundesrepublik Jugoslawien müssen erst mit dem
Dayton-Abkommen zurechtkommen, bevor in diesen beiden Ländern echte Außen-
politik wieder zum Tragen kommen kann. Trotzdem, für alle Länder bleibt West-
europa wirtschaftlich und politisch - wenn auch in verschiedener Qualität -
Hauptorientierungspunkt.

Anmerkungen
Vgl. Europarat plädiert für Neuwahlen -
Unregelmäßigkeiten bei Wahlen in Albanien, 4
in: Das Parlament v. 12.7.1996. 5
Vgl. Osterweiterung von EU und NATO - 6
Bulgariens Weg nach Europa, in: Das Paria- 7
ment v. 17724.5.1996.
Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung

v. 15.5.1997.
Vgl. IMF Survey v. 11.11.1996.
Vgl. NZZv. 17.4.1997.
Vgl. FAZv. 17.10.1996.
Vgl. Sloweniens Streben nach NATO-Mit-
gliedschaft, in: NZZ v. 22.5.1997.

Weiterführende Literatur
Altmann, Franz-Lothar: Towards a New Archi-

tecture of Europe, in: Jelica Minie (Hrsg.):
EU Enlargement - Yugoslavia and the Bal-
kans. European Movement in Serbia, Belgrad
1997.

Archiv der Gegenwart. Weltweite Dokumenta-
tion für Politik und Wirtschaft, St. Augustin
1997.

Calic, Marie Janine (Hrsg.): Friedenskonsolidie-
rung im ehemaligen Jugoslawien - Sicher-
heitspolitische und zivile Aufgaben, SWP-S
413, Ebenhausen 1996.

Das Parlament. Spezialnummer „Die Neue
NATO" v. 16.5.1997.

Hodge, Carole, Mladen Grbin: A Test for
Europe. Report - Confidence Building in
Former Yugoslavia. Institute for Russian and

East European Studies, Glasgow 1996.
Lampe, John R.: Yugoslavia as History. Twice

There Was a Country, Cambridge 1996.
Südosteuropa, Zeitschrift für Gegenwartsfor-

schung, hrsgg. vom Südost-Institut, München
1997.

Transition Brief. Newsletter of the Centre for
Co-operation with the Economies in Transi-
tion (CCET), hrsgg. v. OECD, Paris.

Transition. Events and Issues in the Former
Soviet Union and East-Central and South-
Eastern Europe, hrsgg. v. OMRI, Prag 1997.

Weidenfeld, Werner (Hrsg.): Mittel- und Osteu-
ropa auf dem Weg in die Europäische Union.
Bericht zum Stand der Integrationsfähigkeit
1996, Gütersloh 1996.

426 Jahrbuch der Europäischen Integration 1996/97


